
Anlage 3 
 
§ ...  Rücktritt und Antikorruptionsklausel 
 
(1) Ausschlussgründe im Sinne von § 7 Nr. 5 c bis e VOL/A berechtigen den Auftraggeber zum 
     Rücktritt vom Vertrag.  
      
     Diese sind: 
 

die Unzuverlässigkeit von Unternehmen wegen einer nachweislichen schweren Verfehlung 
       (z.B. Vorteilsgewährung § 333 StGB, Bestechung § 334 StGB) oder ähnlichen 
        Handlungen außerhalb korrekter geschäftlicher Gepflogenheiten, 

die nicht ordnungsgemäße Erfüllung der Verpflichtung zur Zahlung von Steuern und Abgaben 
        sowie der Beiträge zur gesetzlichen Sozialversicherung, 

vorsätzlich unzutreffende Erklärungen in Bezug auf Zuverlässigkeit sowie Fachkunde und 
        Leistungsfähigkeit. 
 
(2) Ein Ausschlussgrund nach Absatz 1 ist auch die Abgabe von Angeboten, die auf      
     wettbewerbsbeschränkenden Absprachen im Sinne von § 298 StGB beruhen, die Beteiligung an   
     unzulässigen 
     Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen 
     (GWB), insbesondere eine Vereinbarung mit Dritten über die Abgabe oder Nichtabgabe von     
     Angeboten, über zu fordernde Preise, über die Entrichtung einer Ausfallentschädigung    
     (Gewinnbeteiligung oder sonstige Abgaben) und über die Festlegung von Preisempfehlungen. 
 
(3) Der Auftragnehmer hat dem Auftraggeber alle Schäden zu ersetzen, die dem Auftraggeber unmittelbar 
     oder mittelbar durch den Rücktritt vom Vertrag entstehen. Sofern der Auftraggeber keinen 
     höheren Schaden nachweist, hat der Auftragnehmer an den Auftraggeber eine    
     Schadensersatzpauschale in Höhe von 5 % der Brutto- Auftragssumme dieses Vertrages zu bezahlen.    
     Dem Auftragnehmer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass der Schaden tatsächlich niedriger ist.   
     Erbringt der Auftragnehmer diesen Nachweis, so braucht er nur den nachgewiesenen niedrigeren 
     Schaden zu bezahlen. 
 
(4) Liegt ein Ausschlussgrund nach § 7 Nr. 5 c VOL/A vor, weil der Auftragnehmer nachweislich 
     eine schwere Verfehlung (Vorteilsgewährung § 333 StGB oder Bestechung § 334 StGB) oder 
     eine vergleichbare nachweisbare Verfehlung außerhalb redlicher geschäftlicher Gepflogenheit 
     begangen hat, hat der Auftragnehmer an den Auftraggeber für jede Verfehlung eine Vertragsstrafe 
     zu zahlen, unabhängig davon, ob der Auftrageber sein Recht auf Rücktritt vom Vertrag 
     ausübt oder nicht. Die Höhe der Vertragsstrafe beträgt das 50-fache des Wertes der angebotenen 
     oder gewährten Geschenke oder sonstigen Vorteile, insgesamt jedoch höchstens 5 % der 
     Brutto-Auftragssumme dieses Vertrages. Weitergehende Schadensersatzansprüche des    
     Auftraggebers bleiben unberührt. 

 


